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Das ruhende Arbeitsverhältnis des „beförderten“ Geschäftsführers 
Wird ein Mitarbeiter einer GmbH zum 
Geschäftsführer ernannt, ist er fortan nicht 
mehr Arbeitnehmer, sondern arbeitsrechtlich 
gesehen Arbeitgeber. Er hat mit der Ernennung 
zum Geschäftsführer keinen Arbeitsvertrag 
mehr, sondern einen Geschäftsführeranstel-
lungsvertrag. Wenn der Mitarbeiter später als 

Geschäftsführer wieder abberufen wird, stellt sich die Frage, ob der 
alte Arbeitsvertrag wieder gilt. Die Rechtsprechung hat dies früher 
angenommen. In den 1990er Jahren erfolgte eine Rechtsprechungs-
änderung und seither gehen die Gerichte davon aus, dass mit der 
ggf. auch konkludenten, also stillschweigenden Begründung eines 
Geschäftsführeranstellungsvertrages der Arbeitsvertrag ebenso 
konkludent aufgehoben werde. Seit dem Jahr 2000 muss die Been-
digung eines Arbeitsvertrages durch Kündigung oder Vertragsauf-
hebung aber schriftlich erfolgen. Die Arbeitsgerichte gehen seither 
davon aus, dass eine wirksame konkludente schriftliche Aufhebung 
des Arbeitsvertrages vorliegt, wenn der Geschäftsführeranstellungs-
vertrag schriftlich abgeschlossen werde. Wird bei der Bestellung 
des Mitarbeiters zum Geschäftsführer nur mündlich eine Gehaltser-
höhung, die Stellung eines Dienstwagens etc. vereinbart, fehlt es an 
einer konkludenten schriftlichen Aufhebung des Arbeitsvertrages. 
Wird der Geschäftsführer später abberufen, gilt daher sein früherer 
Arbeitsvertrag weiter. Ein Problem stellt dabei dar, dass für den 
Abschluss, die Kündigung und die Aufhebung eines Arbeitsver-
trages auf Seiten der Gesellschaft der Geschäftsführer zuständig 
ist. Für den Abschluss und die Beendigung des Geschäftsführer-
anstellungsvertrages sind auf Seiten der Gesellschaft aber die 
Gesellschafterversammlung bzw. die Gesellschafter zuständig. Im 
schriftlichen Abschluss eines Geschäftsführeranstellungsvertrages 

kann daher mangels Zuständigkeit keine konkludente Aufhebung 
des Arbeitsvertrages gesehen werden. Die Arbeitsgerichte und – als 
bisher einzige Landesarbeitsgerichte – die Landesarbeitsgerichte 
Hamburg und Hessen gehen hier von einer Annexzuständigkeit 
der Gesellschafter für die Aufhebung des Arbeitsverhältnisses aus. 
Eine Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts gibt es hierzu nicht. 
In der Rechtsliteratur wird diese Auffassung ebenfalls mehrheitlich 
vertreten. Es mehren sich aber die Stimmen, die diese Auffassung 
ablehnen. Aus Vorsichtsgründen sollte daher bei der Bestellung 
eines Mitarbeiters zum Geschäftsführer mit dem Abschluss des 
Geschäftsführeranstellungsvertrages durch den oder die Gesell-
schafter eine schriftliche Aufhebung des Arbeitsvertrages durch 
den bisherigen oder einen weiteren Geschäftsführer erfolgen. Ein 
Mitarbeiter, der zum Geschäftsführer bestellt und später wieder 
abberufen wurde, kann zumindest versuchen, sich auf die neuere 
Auffassung zur Unwirksamkeit einer konkludenten schriftlichen 
Aufhebung des Arbeitsvertrages mangels Zuständigkeit der Gesell-
schafterversammlung zu berufen.
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Betriebsaufspaltung und Unternehmensübertragung unter Nießbrauchsvorbehalt 
Bei kleinen und mittelständischen Unternehmen 
in der Rechtsform einer GmbH ist es verbreitet, 
dass die Betriebsgrundstücke nicht der GmbH 
gehören, sondern deren Gesellschafter(n), die die 
Grundstücke dann an die GmbH vermieten. Im 
Falle einer späteren Insolvenz der GmbH bleiben 
die Grundstücke im Vermögen der Gesellschaf-

ter und werden nicht vom Insolvenzverwalter mitverwertet. Haben am 
Grundstück und an der GmbH die selbe(n) Person(en) die Mehrheit, 
liegt steuerlich eine sog. Betriebsaufspaltung vor. Die Grundstücksei-
gentümer erzielen aus der Vermietung keine Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung, sondern aus Gewerbebetrieb. Das Grundstück befin-
det sich steuerlich in einem Betriebsvermögen. Wird diese Betriebsauf-
spaltung beendet, wird steuerlich das Grundstück aus dem Betriebsver-
mögen entnommen und in das Privatvermögen des Grundstückseigen-
tümers überführt. Hierdurch werden die zwischenzeitlich entstandenen 
Wertsteigerungen (stille Reserven) realisiert und sind zu versteuern. Im 
Regelfall erfolgt aber kein Liquiditätszufluss, denn eine Beendigung der 
Betriebsaufspaltung liegt immer dann vor, wenn nicht mehr dieselben 
Personen am Grundstück und an der GmbH die Mehrheit haben. Dies ist 
etwa bei Übertragung nur des Grundstücks oder nur der GmbH-Anteile 
oder der Übertragung von beidem, aber an verschiedene Personen der 
Fall oder auch dann, wenn über das Vermögen der GmbH das Insolvenz-
verfahren eröffnet wird. Gehört das Grundstück mehreren GmbH-Gesell-
schaftern, die zusammen die Mehrheit haben, können hierbei auch die 
stillen Reserven in der GmbH zu versteuern sein.
In einem vom BFH mit Urteil vom 21.01.2015 – X R 16/2 – entschiedenen 
Fall hatte ein Alleingesellschafter einer GmbH dieser ein in seinem 
Eigentum stehendes Grundstück vermietet. Es lag also eine Betriebsauf-
spaltung vor. Im Rahmen einer lebzeitigen Vermögensnachfolge über-
trug er sowohl das Grundstück als auch seine GmbH-Anteile auf seinen 
Sohn. Sowohl am Grundstück als auch an den GmbH-Anteilen behielt er 
sich den Nießbrauch vor. Das Finanzamt und ihm folgend der BFH sahen 

hierin eine Beendigung der Betriebsaufspaltung. Bei der Übertragung 
eines Grundstücks unter Nießbrauchsvorbehalt habe der Veräußerer 
den maßgeblichen Einfluss auf die Nutzung des Grundstückes. Bei der 
Übertragung von GmbH-Anteilen unter Nießbrauchsvorbehalt stehe 
hingegen das Stimmrecht nicht dem Nießbraucher, sondern dem Eigen-
tümer der Geschäftsanteile und damit im entschiedenen Fall dem Sohn 
zu. Mangels gleichlaufenden beherrschenden Einflusses war mit der 
Übertragung unter Eigentumsvorbehalt die Betriebsaufspaltung been-
det worden und die stillen Reserven im Grundstück zu versteuern. Dabei 
konnte der Vater noch von Glück reden, dass er Alleineigentümer war. 
Hätte eine Personengesellschaft mit Mehrheitsbeteiligung des Vaters 
das Grundstück an die dem Vater gehörende GmbH vermietet, wären die 
GmbH-Anteile in das Sonderbetriebsvermögen des Vaters an der Perso-
nengesellschaft gefallen und damit auch die stillen Reserven im GmbH-
Anteil zu versteuern gewesen. Bei derartigen Gestaltungen sollte in 
jedem Fall ein Steueranwalt oder Steuerberater eingeschaltet werden.
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